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VERWALTUNGSGERICHT BERLIN 

 

 

BESCHLUSS 

 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

X 2 3 ( a Z F 8 b E g i n N 7 k y Y 6 Q 
 des Herrn 1995,  
  Berlin,  
  

Antragstellers, 
 

 Verfahrensbevollmächtigte(r):  
 Rechtsanwalt Stefan Gräbner,  
 Kantstraße 154 A, 10623 Berlin,  
   
 g e g e n  
  
 die Bundesrepublik Deutschland,  
 vertreten durch das Bundesministerium des Innern, dieses vertreten durch 

das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
- Außenstelle Berlin -, 

 

 Badensche Straße 23, 10715 Berlin,  
  

Antragsgegnerin, 
 

X 2 3 ( a Z F 8 e N d E 7 k y Y 6 Q 

hat die 31. Kammer des Verwaltungsgerichts Berlin 
durch 

den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht Herrmann 
als Einzelrichter 

am 30. September 2025 beschlossen:  

Der Antragsgegnerin wird im Wege einer Zwischenverfügung vorläufig bis zu 
einer Entscheidung des Gerichts über den Antrag auf Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes untersagt, den Antragsteller nach Senegal abzuschieben. 

Der Antragsgegnerin wird aufgegeben, die zuständige Ausländerbehörde un-
verzüglich vom Inhalt dieses Beschlusses zu unterrichten. 

Eingang beA 30.09.2025
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Gründe 

Der Erlass einer Zwischenverfügung ist geboten, um dem Antragsteller im Hinblick 

auf das durch Art. 19 Abs. 4 des Grundgesetzes (GG) gewährleistete Recht auf ef-

fektiven Rechtsschutz bis zu einer Entscheidung des Gerichts über den Antrag auf 

Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes gegen die Abschiebungsandrohung im Be-

scheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 23. September 2025 vor 

dem Eintritt vollendeter Tatsachen zu schützen. Es besteht die Gefahr, dass vollen-

dete Tatsachen geschaffen werden könnten, da das Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge mit Schreiben vom 23. Juli 2018 angekündigt hat, generell in Verfahren 

des vorläufigen Rechtsschutzes keine Stillhaltezusagen mehr abzugeben. 

Die zusätzlich ausgesprochene Unterrichtungspflicht folgt aus § 40 des Asylgesetzes 

(AsylG) in entsprechender Anwendung. 

Die Kostenentscheidung bleibt der Schlussentscheidung vorbehalten. 

Der Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylG). 

   
 Herrmann  
 




